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Änderungsantrag zu V-07

Von Zeile 98 bis 99 einfügen:
Ermittlungen innerhalb der Polizei. Eine Bodycam muss sowohl dem Schutz der Polizist*innen, als auch
demjenigen der Bürger*innen dienen: alles andere ist ungerecht!

Wir setzen uns für eine digitale Sicherheitspolitik ein, die dem Schutz der Privatsphäre und der
Erwartung an die Sicherheit von informationstechnischen Systemen eine wichtige Bedeutung zumisst.
Insbesondere lehnen wir daher polizeiliche Befugnisse ab, die in die digitale Privatsphäre der Bürger
eingreifen, sofern für die Einführung oder Beibehaltung solcher Maßnahmen schon kein ausreichender
Grund besteht oder deren Ausgestaltung zumindest nicht verhältnismäßig ist. Auch die technische
Ausführung muss die Einhaltung von Sicherheitsstandards gewährleisten.

Wir erachten normenklare und rechtsstaatlich orientierte Regelungen für den Einsatz neuer
Technologien bei der Polizei für sinnvoll und notwendig. Viele Maßnahmen wirken gerade deshalb
besonders invasiv, weil sie heimlich erfolgen. Sofern dies möglich und vertretbar ist und den Erfolg der
polizeilichen Maßnahmen nicht gefährdet, wollen wir Betroffene im Nachhinein in Kenntnis setzen.
Die sogenannte „stille SMS“ lehnen wir ab, sofern sie der Anfertigung von präzisen Bewegungsprofilen
dient. Auch die vereinzelte Versendung „stiller SMS“ im Rahmen von Observation wollen wir nur
zulassen, soweit die Erforderlichkeit dieser Maßnahme belegt werden kann und die Ausgestaltung der
Befugnis dem Verhältnismäßigkeitsprinzip genügt. Insofern bedarf es jedenfalls eines
Richtervorbehalts und eines restriktiven Anwendungsbereich, der die Durchführung der Maßnahme auf
wenige, besonders bedeutsame Rechtsgüter beschränkt. Telekommunikationsüberwachung – wie etwa
Telefonüberwachung – stehen wir im Grundsatz ebenfalls kritisch gegenüber und fordern insofern
besonders eindringlich, klare gesetzliche Regelungen der Befugnisse, die sich eindeutig mit
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts vereinbaren lassen müssen. Online-Durchsuchungen
und Quellen-TKÜ lehnen wir generell ab, weil diese Maßnahmen das Ausnutzen von Sicherheitslücken
voraussetzen und damit auf nicht zu rechtfertigende Weise eine verwundbare Infrastruktur schaffen
und aufrechterhalten.

Begründung

In der Sitzung der LAG-Netzpolitik vom 21. März 2019 haben wir über digitale Sicherheitspolitik
diskutiert. Der Änderungsantrag geht aus der Diskussion auf der Grundlage von zwei Vorträgen von
Expert*innen hervor.

Landesdelegiertenkonferenz von Bündnis 90/Die Grünen Berlin am Samstag, 6. April 2019,
Tagungswerk.
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